
Rechtsgrundlagen für den Schulbesuch 
 
Für alle Fragen des Schulbesuchs sind die Regelungen der „Schulordnung für die öffentlichen Real-
schulen plus, Integrierten Gesamtschulen, Gymnasien, Kollegs und Abendgymnasien (Übergreifende 
Schulordnung)“ vom 12. Juni 2009 (GVBl 2009, S. 224) verbindlich. 
 
Hier werden die wichtigsten Regelungen der Schulordnung für das 9-jährige Gymnasium aufgeführt. 
Der vollständigen Text der Schulordnung ist zu finden unter:  
http://rlp.juris.de/rlp/gesamt/SchulO_RP_2009.htm#SchulO_RP_2009_rahmen  
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§ 1 

Recht auf Bildung und Erziehung, Mitgestaltung des Schullebens 
(1) Die Schülerinnen und Schüler nehmen ihr Recht auf Bildung und Erziehung in der Schule ( § 3 des 
Schulgesetzes - SchulG -) auf der Grundlage dieser Schulordnung wahr. 
(2) Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet mitzuarbeiten, eigene Leistungen zu erbringen und so 
die Möglichkeit zu deren Beurteilung zu schaffen. 
(3) Die Schülerinnen und Schüler können für alle Bereiche des Schullebens Vorschläge unterbreiten. 
(4) Die Schule beachtet in ihrer Unterrichts- und Erziehungsarbeit den jeweiligen Entwicklungsstand, 
den die Schülerinnen und Schüler durch die Erziehung in der Familie und die bisherige Schullaufbahn 
erreicht haben. Sie beteiligt die Schülerinnen und Schüler an der Planung und Gestaltung des Unter-
richts, des außerunterrichtlichen Bereichs und der schulischen Gemeinschaft. 
(5) Die Schule beachtet gemäß § 1 Abs. 4 SchulG in ihrer Unterrichts- und Erziehungsarbeit die Gleich-
stellung der Geschlechter (Gender Mainstreaming). 

§ 2 
Individuelle Förderung; Beratung und Unterstützung durch die Schule 

(1) Jede Schulart und jede Schule ist der individuellen Förderung der Schülerinnen und Schüler ver-
pflichtet. 
(2) Bei der Gestaltung des Unterrichts sind die besonderen Belange behinderter Schülerinnen und 
Schüler zu berücksichtigen. 
(3) Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht auf Beratung, Förderung und Unterstützung durch 
die Schule in allen für das Schulleben wesentlichen Fragen und in Fragen der Berufsorientierung. In 
schulischen Problemlagen empfiehlt die Schule Ansprechpersonen. 
(4) Fühlen sich Schülerinnen oder Schüler von einer Lehrkraft ungerecht behandelt, so sollen sie zu-
nächst das klärende Gespräch mit dieser suchen. Sie können ihr Anliegen auch mit einer anderen Lehr-
kraft, der Schulleiterin oder dem Schulleiter besprechen. Sie können eine Schülervertreterin oder einen 
Schülervertreter hinzuziehen. 
(5) Die Schule arbeitet mit der Agentur für Arbeit zusammen und ermöglicht Maßnahmen zur Berufsbe-
ratung. 

[…] 

§ 8 
Zusammenwirken von Eltern und Schule 

(1) Die gemeinsame Bildungs- und Erziehungsaufgabe verpflichtet Schule und Eltern zu vertrauensvol-
ler Zusammenarbeit. Eltern sind die für die Person des Kindes Sorgeberechtigten (§ 37 Abs. 2 SchulG). 
Das Zusammenwirken von Eltern und Schule richtet sich nach § 2 SchulG . 
(2) Die Eltern unterrichten im Interesse der Schülerin oder des Schülers die Schule, wenn besondere 
Umstände wie längere Krankheit, außergewöhnliche Entwicklungsstörungen oder besonders ungünsti-
ge häusliche Verhältnisse die schulische Entwicklung der Schülerin oder des Schülers beeinträchtigen; 
sie entscheiden im Rahmen ihres Erziehungsrechts, welche personenbezogenen Daten der Schülerin 
oder des Schülers sie insoweit übermitteln. 
(3) Die Schule berät die Eltern in fachlichen, pädagogischen und schulischen Fragen, insbesondere im 
Zusammenhang mit der Wahl der Schullaufbahn und der Vorbereitung der Berufswahl einer Schülerin 
oder eines Schülers. Die Schule unterrichtet die Eltern möglichst frühzeitig über ein auffallendes Absin-
ken der Leistungen und über sonstige wesentliche, die Schülerin oder den Schüler betreffende Vorgän-



ge. Die Eltern haben Anspruch auf Unterrichtung über die Bewertungsmaßstäbe und auf Auskunft über 
den Leistungsstand. Sie haben Anspruch auf Einsichtnahme in die ihr Kind betreffenden Unterlagen und 
Anspruch auf Auskunft über die ihr Kind betreffenden Daten und die Stellen, an die die Daten übermit-
telt worden sind. Ausgenommen von diesem Einsichts- und Auskunftsrecht sind pädagogische Notizen 
der Lehrkräfte und den täglichen Unterricht begleitende Notizen. Die Schule richtet Elternsprechstunden 
und nach Möglichkeit Elternsprechtage ein. Der Termin des Elternsprechtags wird im Einvernehmen mit 
dem Schulelternbeirat festgelegt; der Elternsprechtag findet in der Regel in der unterrichtsfreien Zeit 
statt. 
(4) In geeigneten Fällen können Eltern in Absprache mit der Lehrkraft im Unterricht und in Absprache 
mit der oder dem Verantwortlichen an sonstigen Schulveranstaltungen mitarbeiten. 
(5) Die Kenntnisnahme von schriftlichen Mitteilungen der Schule sollen die Eltern schriftlich bestätigen. 
(6) Alle allgemein zugänglichen Veröffentlichungen, über die die Schule verfügt, insbesondere die Bil-
dungsstandards und Schulart- und schulstufenspezifischen Vorgaben für die einzelnen Unterrichtsfä-
cher und Lernbereiche, das Qualitätsprogramm sowie das Amtsblatt des fachlich zuständigen Ministeri-
ums stehen den Eltern auf Wunsch zur Einsichtnahme zur Verfügung. 
(7) Die Eltern volljähriger Schülerinnen und Schüler werden nach Maßgabe des § 4 SchulG unterrichtet. 

[…] 

§ 17 
Beendigung des Schulverhältnisses 

(1) Das Schulverhältnis endet mit dem Abschluss der Schullaufbahn, dem Abgang oder dem Aus-
schluss von der Schule. 
(2) Das Schulverhältnis einer nicht schulbesuchspflichtigen Schülerin oder eines nicht schulbesuchs-
pflichtigen Schülers kann auch beendet werden 

1. durch schriftliche Abmeldung, 
2. durch schriftlichen Bescheid der Schulleiterin oder des Schulleiters, wenn die Schülerin oder 

der Schüler trotz zweifacher schriftlicher Mahnung und Androhung der Beendigung des Schul-
verhältnisses den gesamten Unterricht oder einzelne Unterrichtsstunden ohne ausreichende 
Entschuldigung fortwährend versäumt und seit dem letzten vollständig besuchten Unterrichtstag 
mindestens zehn Unterrichtstage vergangen sind. 

[…] 

§ 20 
Schullaufbahnentscheidung am Ende der schulartabhängigen Orientierungsstufe  

von Realschule plus und Gymnasium 
(1) Am Ende der Orientierungsstufe erhalten die Schülerinnen und Schüler, denen ein Wechsel der 
Schullaufbahn zu raten ist, eine Empfehlung der Klassenkonferenz. Den Eltern ist zuvor Gelegenheit zu 
einem Gespräch zu geben. 
(2) Grundlage der Schullaufbahnempfehlung sind das Lernverhalten und die Leistungen unter besonde-
rer Berücksichtigung der Entwicklung der Schülerin oder des Schülers in der Orientierungsstufe. Eine 
Empfehlung der Realschule plus für das Gymnasium kann nur ausgesprochen werden, wenn der 
Durchschnitt der Leistungen in den Fächern Deutsch, Mathematik und erster Fremdsprache sowie der 
Durchschnitt der Leistungen in den übrigen Fächern mindestens 2,5 beträgt. Bei der Ermittlung des 
Durchschnitts bleibt eine zweite Dezimalstelle unberücksichtigt. Die Klassenkonferenz des Gymnasiums 
kann den Besuch der Realschule plus empfehlen. Wird dieser Empfehlung gefolgt, entscheidet die 
Schulleiterin oder der Schulleiter der Realschule plus auf der Grundlage der Leistungen im Gymnasium 
und nach einem Aufnahmegespräch über die Einstufung. Widersprechen die Eltern dieser Einstufung, 
ist ihr Wunsch zu berücksichtigen. Die Klassenkonferenz entscheidet nach einer Beobachtung von min-
destens sechs Wochen nach Unterrichtsbeginn, spätestens nach einem halben Schuljahr endgültig. 



(3) Für Schülerinnen und Schüler der Realschule plus findet eine Versetzung nach § 65 Abs. 2 und 3, 
für die Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums eine Versetzung nach § 66 statt. 
(4) Bei einer Versetzung kann, auch bei abweichender Empfehlung, das Gymnasium weiter besucht 
werden. Bei Nichtversetzung kann die Klassenstufe 6 weiter besucht werden, es sei denn, es wurde 
sowohl nach der Klassenstufe 5 (§ 19 Abs. 1 und 2) als auch nach der Klassenstufe 6 die Empfehlung 
ausgesprochen, statt des Gymnasiums die Realschule plus zu besuchen; in diesem Fall wird die Real-
schule plus oder im Rahmen der Kapazität eine Integrierte Gesamtschule besucht ( § 54 Abs. 3 Satz 1 
SchulG ). Die Schülerin oder der Schüler tritt in die Klassenstufe 7 der Realschule plus oder der Integ-
rierten Gesamtschule ein. Die Schulleiterin oder der Schulleiter der Realschule plus oder der Integrier-
ten Gesamtschule entscheidet auf der Grundlage des Leistungsbildes über die Einstufung (§ 25 Abs. 1 
und § 27 Abs. 1). 
(5) Die Versetzungsentscheidung wird zusammen mit einer etwaigen Schullaufbahnempfehlung min-
destens 14 Unterrichtstage vor Beginn der Sommerferien den Eltern schriftlich mitgeteilt. Folgen die 
Eltern der Empfehlung, so melden sie ihr Kind spätestens acht Unterrichtstage vor Beginn der Sommer-
ferien an der von ihnen gewählten Schule an und setzen die bisher besuchte Schule von der Anmel-
dung in Kenntnis; sie legen bei der Anmeldung die Schullaufbahnempfehlung und das Zeugnis vor. Die 
bisher besuchte Schule und die von den Eltern gewählte Schule bieten eine Beratung zur Schullauf-
bahnwahl an. 

[…] 

§ 29 
Überweisung oder Übergang von einem Gymnasium zur Realschule plus 

(1) Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums werden nach dem Besuch der Klassenstufe 6, 7, 8 oder 
9 in die Realschule plus überwiesen, wenn sie zweimal in derselben Klassenstufe oder in zwei aufein-
anderfolgenden Klassenstufen nicht versetzt wurden und ihnen eine nochmalige Wiederholung aus 
Härtegründen nicht gestattet wurde (§ 72 Abs. 2 und 3). 
(2) Ein freiwilliger Übergang vom Gymnasium zur Realschule plus in den Klassenstufen 7 bis 9 ist je-
derzeit, in die Klassenstufe 10 in besonderen Fällen jeweils zum Ende eines Schulhalbjahres möglich. 
(3) Im Rahmen der Kapazität kann auch eine Integrierte Gesamtschule besucht werden. 
(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter der aufnehmenden Schule entscheidet, in welche Klassenstufe, 
Klasse und Kurse die Schülerin oder der Schüler aufgenommen werden kann. In der Regel nach sechs 
Wochen beschließt die Klassenkonferenz, ob die bisher von der Schülerin oder dem Schüler gezeigten 
Leistungen den Verbleib in der vorläufig besuchten Klassenstufe und den Kursen rechtfertigen. 
(5) Nach dem Übergang in die Realschule plus oder in die Integrierte Gesamtschule werden die Leis-
tungen der Schülerinnen und Schüler in den schulartspezifischen Wahlpflichtfächern, in denen sie Lern-
inhalte nachholen müssen, in der Regel im übernächsten, spätestens im darauf folgenden Zeugnis be-
notet. 

[…] 

§ 33 
Teilnahme am Unterricht und an sonstigen Schulveranstaltungen 

(1) Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, den Unterricht und die sonstigen für verbindlich er-
klärten Schulveranstaltungen zu besuchen. Die Verpflichtung erstreckt sich auch auf die Teilnahme an 
internationalen, länderübergreifenden, landes- sowie schulinternen Vergleichsuntersuchungen. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter, die Lehrkräfte und die Eltern überwachen den Schulbesuch. 
(2) An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sind Schulveranstaltungen nur in besonderen Fällen mit 
Zustimmung der Schulleiterin oder des Schulleiters zulässig. Die Teilnahme ist freiwillig. Den Schülerin-
nen und Schülern ist Gelegenheit zum Besuch des Gottesdienstes zu geben. 



(3) Über Schulveranstaltungen außerhalb der regelmäßigen Unterrichtszeit sind die Eltern rechtzeitig zu 
unterrichten. Sofern eine Schülerbeförderung in Betracht kommt, ist auch der Träger der Schülerbeför-
derung zu unterrichten. 
(4) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die keinen festen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
haben, besuchen die Schule des jeweiligen Aufenthaltsortes. Das gilt auch für Kinder von Gewerbetrei-
benden mit festem Wohnsitz, die ein Reisegewerbe betreiben, wenn die Kinder sie dabei begleiten. Der 
Besuch der Schule, die erarbeiteten Unterrichtsinhalte, die Ergebnisse von Leistungsfeststellungen und 
Förderhinweise sind in einem Schultagebuch, das die Schülerinnen und Schüler mit sich führen, zu 
dokumentieren und der Stammschule am Wohnsitz oder im Winterquartier zu übermitteln. 
(5) Erschweren außergewöhnliche wetterbedingte Umstände (z.B. Hochwasser, Glatteis oder Wind-
bruch) den Schulbesuch in erheblichem Maße, so entscheiden die Eltern, ob der Schulweg zumutbar 
ist. Fällt der gesamte Unterricht für die Schülerinnen und Schüler aus, so sollen die Eltern nach Mög-
lichkeit darüber unterrichtet werden. Die Grundsätze regelt die Schulleiterin oder der Schulleiter im Be-
nehmen mit dem Schulelternbeirat ( § 40 Abs. 5 Nr. 8 SchulG ) und der Vertretung für Schülerinnen und 
Schüler. 

[…] 

§ 36 
Aufsicht 

(1) Die Schülerinnen und Schüler unterliegen während der Unterrichtsstunden, der Pausen und Frei-
stunden, während der Teilnahme an sonstigen schulischen Veranstaltungen sowie während einer an-
gemessenen Zeit vor und nach diesen schulischen Veranstaltungen der Aufsicht der Schule. Das Glei-
che gilt für die vor Unterrichtsbeginn und nach Unterrichtsende in der Schule entstehenden Wartezeiten 
der Schülerinnen und Schüler im Rahmen der allgemeinen Schülerbeförderung. 
(2) Die Aufsicht kann durch die Schulleiterin oder den Schulleiter, die Lehrkräfte und die sonstigen mit 
der Aufsicht betrauten Personen - das können Eltern, die sich dazu bereit erklärt haben, und auch 
Schülerinnen und Schüler sein, die von der Schule mit der Wahrnehmung besonderer Aufgaben betraut 
wurden - ausgeübt werden. An die Weisungen dieser Personen sind die Schülerinnen und Schüler ge-
bunden. 
(3) Die Schülerinnen und Schüler dürfen während der Schulzeit das Schulgelände nur mit Erlaubnis 
einer Lehrkraft verlassen; in Pausen und Freistunden ist Schülerinnen und Schülern der Sekundarstufe 
II das Verlassen des Schulgeländes erlaubt. 

§ 37 
Schulversäumnisse 

(1) Sind Schülerinnen und Schüler verhindert, am Unterricht oder an sonstigen für verbindlich erklärten 
Schulveranstaltungen teilzunehmen, haben sie oder im Falle der Minderjährigkeit die Eltern die Schule 
unverzüglich zu benachrichtigen und die Gründe spätestens am dritten Tag schriftlich darzulegen. Die 
zusätzliche Vorlage von Nachweisen, in besonderen Fällen von ärztlichen, ausnahmsweise von schul-
ärztlichen Attesten, kann verlangt werden. Bei unentschuldigtem Fernbleiben von minderjährigen Schü-
lerinnen und Schülern sind die Eltern unverzüglich zu benachrichtigen. 
(2) Erhalten Schülerinnen und Schüler Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz, so 
soll die Schulleiterin oder der Schulleiter am vierten Tag unentschuldigten Fernbleibens die für die Ge-
währung von Ausbildungsförderung zuständige Stelle unterrichten. 



§ 38 
Beurlaubung, schulfreie Tage 

(1) Eine Beurlaubung vom Unterricht und von sonstigen für verbindlich erklärten schulischen Veranstal-
tungen kann aus wichtigem Grund erfolgen. Die aus religiösen Gründen erforderliche Beurlaubung ist 
zu gewähren. 
(2) Eine Beurlaubung von einzelnen Unterrichtsstunden gewährt die Fachlehrkraft. Bis zu drei Unter-
richtstagen beurlaubt die Klassenleiterin, der Klassenleiter, die Stammkursleiterin oder der Stammkurs-
leiter, in anderen Fällen die Schulleiterin oder der Schulleiter. Beurlaubungen unmittelbar vor oder nach 
den Ferien sollen nicht ausgesprochen werden; Ausnahmen kann die Schulleiterin oder der Schulleiter 
gestatten. Die Vorlage einer schriftlichen Begründung und die Vorlage von Nachweisen kann verlangt 
werden. 
(3) Das fachlich zuständige Ministerium kann schulfreie Tage festlegen. 
 

§ 39 
Nichtteilnahme am Sportunterricht 

(1) Schülerinnen und Schüler nehmen am Sportunterricht nicht teil, wenn ihr Gesundheitszustand dies 
erfordert. 
(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann in Abstimmung mit der Sportlehrkraft festlegen, dass die 
Schülerin oder der Schüler am Unterricht einer anderen Klasse oder eines anderen Kurses teilnimmt. 
(3) Die Vorlage einer schriftlichen Begründung und die Vorlage von Nachweisen, insbesondere von 
ärztlichen und ausnahmsweise auch von schulärztlichen Attesten, kann verlangt werden. 

§ 40 
Religions- und Ethikunterricht 

(1) Die Schülerinnen und Schüler nehmen am Religionsunterricht ihres Bekenntnisses teil. Die Teilnah-
me kann von den Eltern, ab der Vollendung des 14. Lebensjahres von den Schülerinnen und Schülern 
schriftlich abgelehnt werden. Die Abmeldung minderjähriger Schülerinnen und Schüler ist den Eltern 
mitzuteilen. 
(2) Auf schriftlichen Antrag können Schülerinnen und Schüler, die keiner Kirche oder Religionsgemein-
schaft angehören, am Religionsunterricht eines Bekenntnisses teilnehmen, wenn die betroffene Kirche 
oder Religionsgemeinschaft es gestattet. Dies gilt entsprechend für die Schülerinnen und Schüler, die 
einer Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören, für die aber aus zwingenden Gründen Religions-
unterricht ihres Bekenntnisses nicht eingerichtet werden kann. Die Entscheidung über die Teilnahme 
am Religionsunterricht trifft die für den Religionsunterricht zuständige Lehrkraft im Auftrag der Kirche 
oder Religionsgemeinschaft. Sofern minderjährige Schülerinnen und Schüler, die das 14. Lebensjahr 
nicht vollendet haben, den Antrag auf Teilnahme stellen, ist das Einverständnis der Eltern einzuholen. 
Der Antrag soll zu Beginn eines Schulhalbjahres gestellt werden und kann in der Regel nur zu Beginn 
eines neuen Schulhalbjahres zurückgenommen werden. Die Leistungen der Schülerinnen und Schüler 
werden benotet. 
(3) Im Einvernehmen mit den betroffenen Kirchen oder Religionsgemeinschaften können Regelungen 
für den Besuch des Religionsunterrichts eines anderen Bekenntnisses getroffen werden. 
(4) Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht nicht teilnehmen, besuchen den Ethikunter-
richt. Schülerinnen und Schüler einer Religionsgemeinschaft, für die kein Religionsunterricht an der 
Schule eingerichtet ist und die in vergleichbarem Umfang an einem von der Schulbehörde als entspre-
chend anerkannten Unterricht teilnehmen, sind von der Pflicht zum Besuch des Ethikunterrichts befreit. 

[…] 



§ 44 
Freiwilliges Zurücktreten 

(1) Aus wichtigem Grund, insbesondere bei längerer Krankheit während des Schuljahres, bei Schul-
wechsel infolge Änderung des Wohnsitzes, bei besonderen Schwierigkeiten in der Entwicklung oder in 
den häuslichen Verhältnissen, können Schülerinnen und Schüler der Klassenstufen 6 bis 10 einmal in 
die nächstniedrigere Klassenstufe zurücktreten; in Ausnahmefällen können Schülerinnen und Schüler 
ein zweites Mal zurücktreten. 
(2) Ein Zurücktreten aus einer Klassenstufe, die wiederholt wird, oder in eine Klassenstufe, die wieder-
holt wurde, ist nicht möglich. 
(3) Die Eltern können das Zurücktreten bis zum letzten Unterrichtstag vor den Osterferien beantragen. 
Über den Antrag entscheidet die Klassenkonferenz. Wird dem Antrag stattgegeben, besuchen die Schü-
lerinnen und Schüler unverzüglich den Unterricht der nächstniedrigeren Klassenstufe. 
(4) Wird der Antrag abgelehnt und haben die Eltern Einwände gegen den Beschluss der Klassenkonfe-
renz, so können sie diese der Schulleiterin oder dem Schulleiter vortragen. Die Schulleiterin oder der 
Schulleiter berät die Eltern und entscheidet, ob der Beschluss nach § 27 Abs. 6 SchulG beanstandet 
wird. Die Rechtsbehelfe der Eltern im Übrigen bleiben unberührt. 
(5) Für den späteren Übergang in eine Klassenstufe, in die die Schülerin oder der Schüler bereits ver-
setzt war, bedarf es keiner erneuten Versetzungsentscheidung. Das Jahreszeugnis erhält in diesem Fall 
den Vermerk: ,,Die Schülerin/der Schüler ist freiwillig zurückgetreten. Der Beschluss der Klassenkonfe-
renz vom ....., sie/ihn in die Klassenstufe .... zu versetzen, gilt fort." 
(6) Verlässt eine Schülerin oder ein Schüler eine Klassenstufe, in die sie oder er zurückgetreten ist, 
erhält das Abgangszeugnis den Vermerk nach Absatz 5 Satz 2. 
(7) Für das Zurücktreten in der gymnasialen Oberstufe gilt § 80 Abs. 10 . 

[…] 

§ 50 
Grundlagen der Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung 

(1) Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung werden gemäß § 25 Abs. 1 SchulG durch die päda-
gogische Verantwortung und die Freiheit der Lehrkraft bestimmt. Leistungen von Schülerinnen und 
Schülern sind als Schritte und Resultate im Lernprozess zu sehen. 
(2) Bei der Leistungsfeststellung und der Leistungsbeurteilung sind vielfältige mündliche, schriftliche und 
praktische Beiträge zu berücksichtigen. Alle zur Leistungsfeststellung herangezogenen Arbeitsformen 
müssen im Unterricht geübt worden sein. 
(3) Die Leistungsbeurteilung erfolgt punktuell oder epochal. Die Anzahl der Leistungsbeurteilungen kann 
bei den einzelnen Schülerinnen und Schülern unterschiedlich sein. 
(4) Die besonderen Belange behinderter Schülerinnen und Schüler sind zu berücksichtigen, insbeson-
dere sind ihnen die zum Ausgleich ihrer Behinderung erforderlichen Arbeitserleichterungen zu gewäh-
ren. Satz 1 kann auch für Schülerinnen und Schüler mit besonderen Lernstörungen entsprechend an-
gewandt werden. Das Nähere regelt das fachlich zuständige Ministerium. 



§ 51 
Hausaufgaben 

(1) Hausaufgaben dienen der Nach- und Vorbereitung des Unterrichts und unterstützen den Lernpro-
zess der Schülerinnen und Schüler. Sie geben Rückmeldung über den erreichten Leistungsstand. 
(2) Die Schulen legen im Einvernehmen mit dem Schulelternbeirat ( § 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 SchulG ) 
Grundsätze über den Umfang und die Verteilung von Hausaufgaben fest. Dabei berücksichtigen sie, 
dass Hausaufgaben selbstständig bewältigt werden können, der Leistungsfähigkeit und der Belastbar-
keit der Schülerinnen und Schüler angemessen sind und Interessen und Neigungen der Schülerinnen 
und Schüler einbezogen werden. 
(3) Hausaufgaben werden in der Regel im Unterricht besprochen und zumindest stichprobenweise 
überprüft. Ein schriftliches Abfragen der Hausaufgaben darf sich höchstens auf die Hausaufgaben der 
letzten beiden Unterrichtsstunden beziehen und nicht länger als 15 Minuten, in der gymnasialen Ober-
stufe nicht länger als 30 Minuten dauern. 
(4) Ferien sind von Hausaufgaben freizuhalten. Vom Samstag zum darauffolgenden Montag werden 
keine Hausaufgaben gestellt. 



§ 52 
Klassen- und Kursarbeiten, schriftliche Überprüfungen 

(1) Klassen- und Kursarbeiten sowie die schriftliche Überprüfung dienen der individuellen Leistungsfest-
stellung und Leistungsbeurteilung. 
(2) Mindestens eine Klassen- oder Kursarbeit je Fach wird im zweiten Schulhalbjahr der Klassenstufen 
5 und 7 als Parallelarbeit durchgeführt. Weitere Parallelarbeiten können vorgesehen werden. 
(3) Die Klassen- oder Kursarbeiten eines Fachs sind entsprechend dem Fortgang des Lernprozesses 
gleichmäßig auf das Schuljahr zu verteilen. Zu Beginn des Schulhalbjahres wird bekannt gegeben, in 
welchen Zeiträumen voraussichtlich Klassen- oder Kursarbeiten vorgesehen sind. 
(4) In Fächern, in denen keine Klassen- oder Kursarbeiten vorgesehen sind, kann in jedem Schulhalb-
jahr eine schriftliche Überprüfung angesetzt werden. Die schriftliche Überprüfung erstreckt sich höchs-
tens auf die Unterrichtsinhalte der letzten zehn Unterrichtsstunden, darf bis zu 30 Minuten dauern und 
nicht in den letzten vier Wochen vor der Zeugniskonferenz geschrieben werden. In Fächern, in denen 
Klassen- oder Kursarbeiten vorgesehen sind, sind schriftliche Überprüfungen nicht zulässig. 
(5) Mehr als insgesamt drei Klassen- oder Kursarbeiten oder schriftliche Überprüfungen an sechs auf-
einanderfolgenden Kalendertagen dürfen nicht gefordert werden. 
(6) An einem Unterrichtstag darf nur eine Klassen- oder Kursarbeit oder schriftliche Überprüfung gefor-
dert werden. 
(7) Am letzten Unterrichtstag vor und in der jeweils ersten Fachstunde nach den Ferien darf keine Klas-
sen- oder Kursarbeit oder schriftliche Überprüfung gefordert werden. 
(8) Die Termine der Klassen- oder Kursarbeiten und schriftlichen Überprüfungen werden mindestens 
eine Woche vorher bekannt gegeben. 
(9) Zwischen der Rückgabe einer benoteten Klassen- oder Kursarbeit und der nächsten Klassen- oder 
Kursarbeit in demselben Fach müssen mindestens zwei Unterrichtswochen liegen, damit den Schüle-
rinnen und Schülern die Möglichkeit der Leistungsverbesserung gegeben ist. 
(10) Die Rückgabe einer Klassen- oder Kursarbeit oder schriftlichen Überprüfung erfolgt innerhalb an-
gemessener Frist. 
 
Zahl der Klassenarbeiten 

Klassen 5-101 

Fach 5 6 7 8 9 10 

Deutsch (Aufsatz/Diktat) 4/2 4/2 4/2 4/2 4/2 4/0 

Englisch 3 4 4 4 4 4 

Franzöisch (2. FS) - 4 4 4 4 4 

Latein (2. FS) - 5 5 5 5 4 

Mathematik 5 5 5 5 5 5 

Französisch (3. FS) - - - - 4 4 

Latein (3. FS) - - - - 4 4 

Spanisch (3. FS) - - - - 4 4 
 
 

                                                 
1 Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Weiterbildung vom 18. August 1999   (1543 A-
Tgb.Nr. 1194/99, Amtsblatt S. 355 ff.). 



Mainzer Studienstufe2 

Halbjahr Leistungskurs Grundkurs 
Neu einsetzende 
Fremdsprache 

11/1 1 1 1 
11/2, 12/1, 12/2 2 1 2 
13 1 1 1 
 

                                                 
2 Durchführung der Landesverordnung über die gymnasiale Oberstufe (Mainzer Studienstufe) Verwaltungsvorschrift des 
Ministeriums für Bildung, Frauen und Jugend; Stand: 1. Oktober 2003. 
 



§ 53 
Leistungsbeurteilung 

(1) Leistungen werden nach dem Grad des Erreichens von Lernanforderungen beurteilt. Die Beurteilung 
berücksichtigt den individuellen Lernfortschritt der Schülerinnen und Schüler, ihre Leistungsbereitschaft 
und auch die Lerngruppe, in der die Leistung erbracht wird. 
(2) Die Leistungen werden nach dem sechsstufigen Notensystem mit den Noten ,,sehr gut", ,,gut", 
,,befriedigend", ,,ausreichend", ,,mangelhaft" oder ,,ungenügend" beurteilt. Den Noten werden folgende 
Definitionen zugrunde gelegt: 

sehr gut (1) = eine Leistung, die den Anforderungen in besonderem Maße ent-
spricht; 

gut (2) = eine Leistung, die den Anforderungen voll entspricht; 

befriedigend (3) = eine Leistung, die im Allgemeinen den Anforderungen entspricht; 

ausreichend (4) = eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den An-
forderungen noch entspricht; 

mangelhaft (5) = eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht, jedoch er-
kennen lässt, dass die notwendigen Grundkenntnisse vorhanden 
sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben werden könnten; 

ungenügend (6) = eine Leistung, die den Anforderungen nicht entspricht und bei der 
selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass die Mängel in 
absehbarer Zeit nicht behoben werden können. 

(3) Die in der gymnasialen Oberstufe erzielten Noten werden in Punkte umgerechnet. Für die Umrech-
nung der Noten in das Punktesystem gilt folgender Schlüssel: 

Note 1 = 15/14/13 Punkte je nach Notentendenz, 

Note 2 = 12/11/10 Punkte je nach Notentendenz, 

Note 3 = 9/8/7 Punkte je nach Notentendenz, 

Note 4 = 6/5/4 Punkte je nach Notentendenz, 

Note 5 = 3/2/1 Punkte je nach Notentendenz, 

Note 6 = 0 Punkte.   

(4) Die Leistungsbeurteilung erfolgt durch die unterrichtenden Lehrkräfte auf der Grundlage von Beurtei-
lungskriterien, über die die Schülerinnen und Schüler informiert worden sind. Hält die Schulleiterin oder 
der Schulleiter in Ausnahmefällen die Änderung einer Note für notwendig, so ist das Einverständnis mit 
der Lehrkraft anzustreben. Kommt eine Einigung nicht zustande, entscheidet die Schulleiterin oder der 
Schulleiter im Benehmen mit der Fachkonferenz. 
(5) Die Fachlehrkraft führt mit den Schülerinnen und Schülern ein Gespräch, wenn ein Drittel oder mehr 
der Noten einer Klassen- oder Kursarbeit oder einer schriftlichen Überprüfung unter ,,ausreichend" liegt. 
Nicht ausreichende Noten wegen Leistungsverweigerung oder Täuschung werden bei der Berechnung 
des Quorums nicht berücksichtigt. Die Schulleiterin oder der Schulleiter entscheidet nach Anhören der 
Fachlehrkraft und der Sprecherin oder des Sprechers der Lerngruppe, ob der Leistungsnachweis wie-
derholt wird. Die Noten der Wiederholung sind maßgeblich. 
(6) Absatz 5 gilt auch für Parallelarbeiten nach § 52 Abs. 2; dabei ist das Ergebnis aller beteiligten Klas-
sen oder Kurse maßgeblich. Liegt in einer einzelnen Klasse oder in einem einzelnen Kurs ein Drittel 
oder mehr der Noten einer Klassenoder Kursarbeit unter ,,ausreichend", schlagen die Fachlehrkräfte 
der Schulleiterin oder dem Schulleiter geeignete Maßnahmen vor. 



§ 54 
Nicht erbrachte Leistungen 

(1) Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler einen Leistungsnachweis mit ausreichender Entschuldi-
gung, so kann ein Nachtermin gewährt oder die Leistung auf andere Art festgestellt werden; ein An-
spruch auf einen Nachtermin oder eine andere Leistungsfeststellung besteht, wenn andernfalls eine 
hinreichende Zahl von Leistungsfeststellungen zur Bildung der Zeugnisnote nicht erreicht wird. Versäu-
men Schülerinnen oder Schüler der gymnasialen Oberstufe in einem Kurs eine Kursarbeit mit ausrei-
chender Entschuldigung, so erhalten sie einen Nachtermin. Versäumen sie auch den Nachtermin mit 
ausreichender Entschuldigung, so kann die Fachlehrkraft auf eine andere Art die Leistung feststellen. 
(2) Versäumt eine Schülerin oder ein Schüler ohne ausreichende Entschuldigung einen Leistungsnach-
weis oder verweigert ihn, so wird die nicht erbrachte Leistung als ,,nicht feststellbar" festgehalten. Hier-
für wird die Note ,,ungenügend" erteilt. 
(3) Hat eine Schülerin oder ein Schüler der gymnasialen Oberstufe ohne ausreichende Entschuldigung 
einen erheblichen Teil der in einem Kurs angesetzten Leistungsnachweise nicht erbracht und kann eine 
Zeugnisnote deshalb nicht erteilt werden, so kann die Kurslehrerkonferenz auf Antrag der zuständigen 
Lehrkraft die Nichtanerkennung des Kurses beschließen. Wird mehr als ein Kurs eines Halbjahres nicht 
anerkannt, befindet die Jahrgangsstufenkonferenz auf Antrag der Schulleiterin oder des Schulleiters 
über die Nichtanerkennung des Halbjahres. Ein nicht anerkannter Kurs wird im Zeugnis als ,,nicht aner-
kannt" ausgewiesen und mit 0 Punkten bewertet. 

§ 55 
Täuschungshandlungen und ordnungswidriges Verhalten bei Leistungsnachweisen 

(1) Werden bei einem Leistungsnachweis unerlaubte Hilfsmittel benutzt oder wird auf andere Weise zu 
täuschen versucht, kann die Fachlehrkraft die Wiederholung anordnen, die Bewertung herabsetzen 
oder in einem schweren Fall die Note ,,ungenügend" erteilen. Wird der Täuschungsversuch während 
des Leistungsnachweises festgestellt, so kann - unbeschadet der Regelung in Satz 1 - die aufsichtfüh-
rende Lehrkraft in einem schweren Fall die Schülerin oder den Schüler von der weiteren Teilnahme 
ausschließen. 
(2) Leisten Schülerinnen oder Schüler Beihilfe zu einem Täuschungsversuch, können sie von der auf-
sichtführenden Lehrkraft in einem schweren Fall von der weiteren Teilnahme am Leistungsnachweis 
ausgeschlossen werden. Die Fachlehrkraft entscheidet, ob der Leistungsnachweis in diesem Fall zu 
benoten oder zu wiederholen ist. Die Fachlehrkraft kann die Wiederholung auch dann anordnen, wenn 
die Beihilfe erst nach Beendigung des Leistungsnachweises festgestellt wird. 
(3) Wer während des Leistungsnachweises erheblich gegen die Ordnung verstößt, kann von der auf-
sichtführenden Lehrkraft verwarnt oder in schweren Fällen von der weiteren Teilnahme am Leistungs-
nachweis ausgeschlossen werden. Bei einem Ausschluss von der weiteren Teilnahme ist die Note 
,,ungenügend" zu erteilen. 



§ 56 
Bekanntgabe der Leistungsbeurteilung, Rückgabe von Arbeiten der Schülerinnen und Schüler 

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht auf Auskunft über ihren Leistungsstand, auf Be-
kanntgabe der Bewertungsmaßstäbe und auf Begründung der Noten. 
(2) Bei Klassen-, Kursarbeiten und schriftlichen Überprüfungen wird die Notenverteilung (Notenspiegel) 
mitgeteilt. Noten für mündliche Leistungsnachweise werden bis zum Ende der Unterrichtsstunde oder in 
der nächsten Unterrichtsstunde bekannt gegeben. Epochalnoten sind nach Abschluss der Unterrichts-
einheit mitzuteilen. 
(3) Fach-, Klassen- und Kursarbeiten sowie schriftliche Überprüfungen und besondere Lernleistungen 
werden den Schülerinnen und Schülern ausgehändigt. Die Eltern minderjähriger Schülerinnen und 
Schüler sollen Kenntnis nehmen. 
(4) Werden die Arbeiten nicht rechtzeitig zurückgegeben, kann die Aushändigung weiterer Arbeiten an 
die Schülerin oder den Schüler unterbleiben. Die Eltern minderjähriger Schülerinnen und Schüler sind 
davon zu unterrichten. 
(5) Klassen-, Kursarbeiten, schriftliche Überprüfungen und Schülerarbeiten in den künstlerischen Fä-
chern sind am Ende des Schuljahres, Facharbeiten und besondere Lernleistungen nach Abschluss des 
Abiturs zurückzugeben. Aus wichtigem Grund kann die Schule Arbeiten länger behalten. 

[…] 

§ 61 
Festsetzung der Zeugnisnoten 

(1) Die Zeugnisnote eines Faches wird von der zuständigen Fachlehrkraft festgesetzt. Die Fachlehrkraft 
hat ihre Beurteilungsgrundlagen auf Verlangen der Schulleiterin oder dem Schulleiter offenzulegen. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter achtet im Rahmen der Dienstordnung auf die Koordination der Noten-
gebung. 
(2) Zur Festsetzung der Zeugnisnote eines Faches, in dem mehrere Klassenarbeiten geschrieben wor-
den sind, wird eine Gesamtnote für Klassenarbeiten und eine Gesamtnote für andere Leistungsnach-
weise gebildet. Die Gesamtnote soll durch eine hinreichende Zahl von Einzelnoten begründet sein. Die 
Gesamtnote muss nicht der rechnerische Durchschnitt der Einzelnoten sein. Einzelnoten können unter-
schiedlich gewichtet werden, wenn dies durch den Schwierigkeitsgrad oder den Umfang der überprüften 
Leistung begründet ist. Die Zeugnisnote ist der rechnerische Durchschnitt der Gesamtnote für Klassen-
arbeiten und der Gesamtnote für andere Leistungsnachweise; ergibt der Durchschnitt einen Bruchwert, 
ist er unter Berücksichtigung der Tendenz jeder der beiden Gesamtnoten und des Gesamteindrucks 
auf- oder abzurunden. Beide Gesamtnoten und die Zeugnisnote werden in die Zeugnisliste aufgenom-
men. 
(3) Ist in einem Fach nur eine Klassenarbeit geschrieben worden, wird die Zeugnisnote aus der Note 
der Klassenarbeit und der Gesamtnote für andere Leistungsnachweise gebildet. Dabei ist die Note der 
Klassenarbeit jedoch geringer zu gewichten; im Übrigen gilt Absatz 2 Satz 2, 3 und 4 entsprechend. Die 
Zeugnisnote in Fächern, in denen keine Klassenarbeiten geschrieben worden sind, ist die Gesamtnote 
der anderen Leistungsnachweise. 
(4) Sind nach den Stundentafeln die Leistungen einzelner Fächer zusammenzufassen, ist für diese 
Fächer eine gemeinsame Zeugnisnote zu bilden. Die zuständigen Fachlehrkräfte legen die Note ge-
meinsam fest. Die gemeinsame Zeugnisnote muss nicht der rechnerische Durchschnitt der Einzelnoten 
sein. Dies gilt insbesondere dann, wenn die einzelnen Fächer sich nach Stundenzahl und Gewicht der 
Leistungsanforderungen unterscheiden. 
(5) Absatz 4 gilt entsprechend für die Bildung der Zeugnisnote eines Faches, das in fachliche Teilberei-
che aufgeteilt ist. 



(6) Die Zeugnisnoten des Jahreszeugnisses werden aufgrund der Leistungen im gesamten Schuljahr 
unter stärkerer Berücksichtigung der Leistungen im zweiten Schulhalbjahr festgelegt. Bei Schulwechsel 
sind die Zeugnisnoten des Abgangszeugnisses zu berücksichtigen. 
(7) Kann eine Zeugnisnote aus Gründen, die bei der einzelnen Schülerin oder dem einzelnen Schüler 
selbst liegen, nicht erteilt werden, wird im Zeugnis anstelle der Note vermerkt, dass die Leistung nicht 
feststellbar ist. Die Gründe hierfür sind unter Bemerkungen anzugeben. Stellt die Klassenkonferenz 
unter Vorsitz der Schulleiterin oder des Schulleiters oder der Vertreterin oder des Vertreters ein schuld-
haftes Verhalten, insbesondere Leistungsverweigerung fest, wird das Fach bei der Versetzungsent-
scheidung wie die Zeugnisnote ,,ungenügend" gewertet. Dies ist im Zeugnis zu vermerken; in die über 
die Schülerin oder den Schüler zu führenden Unterlagen ist eine Begründung aufzunehmen. 
(8) Bei Fächern, bei denen Epochenunterricht nur im ersten Schulhalbjahr erteilt wurde, ist die Note des 
Halbjahreszeugnisses in das Jahreszeugnis als Zeugnisnote zu übernehmen. 

§ 62 
Bewertung von Mitarbeit und Verhalten 

(1) Die Bewertung der Mitarbeit bezieht sich vor allem auf die Arbeitsbereitschaft und das Bemühen der 
Schülerin oder des Schülers, die sich in Sachbeiträgen zu den selbstständig oder gemeinsam mit ande-
ren zu lösenden Aufgaben äußern. Bei der Bewertung des Verhaltens sind die Rechte und Pflichten der 
Schülerin oder des Schülers zu berücksichtigen. Die Bewertung bezieht auch das Verhalten in der 
Gruppe mit ein. 
(2) Mitarbeit und Verhalten werden aufgrund der Vorschläge der einzelnen Lehrkräfte durch die Klas-
senkonferenz unter Vorsitz der Schulleiterin oder des Schulleiters oder der Vertreterin oder des Vertre-
ters bewertet. 
(3) Die Bewertung erfolgt mit: 
,,sehr gut", wenn die Mitarbeit oder das Verhalten der Schülerin oder des Schülers besondere Anerken-
nung verdient, 
,,gut", wenn die Mitarbeit oder das Verhalten der Schülerin oder des Schülers den an sie oder an ihn zu 
stellenden Erwartungen entspricht, 
,,befriedigend", wenn die Erwartungen im Ganzen ohne wesentliche Einschränkungen erfüllt werden, 
,,unbefriedigend", wenn die Mitarbeit oder das Verhalten der Schülerin oder des Schülers nicht den 
Erwartungen entspricht. 
(4) Die Bewertung ,,unbefriedigend" ist im Zeugnis zu begründen. 

[…] 

§ 66 
Versetzung im Gymnasium 

(1) Eine Schülerin oder ein Schüler ist zu versetzen, wenn sie oder er in keinem Fach eine Note unter 
,,ausreichend" oder nur in einem Fach die Note ,,mangelhaft" hat. Darüber hinaus ist eine Schülerin 
oder ein Schüler zu versetzen, wenn die unter ,,ausreichend" liegenden Noten ausgeglichen werden. 
(2) Für den Ausgleich gilt: 

1. § 65 Abs. 5 gilt entsprechend. 
2. Ab der Klassenstufe 6 können unter ,,ausreichend" liegende Noten in Deutsch, der ersten und 

zweiten Pflichtfremdsprache und Mathematik […] nur durch Noten in einem anderen dieser Fä-
cher oder in der Klassenstufe 6 auch im Pflichtfach Naturwissenschaften ausgeglichen werden. 
In der Klassenstufe 10 (Eingangsklasse) des Aufbaugymnasiums können unter ,,ausreichend" 
liegende Noten in Deutsch, der ersten Pflichtfremdsprache und Mathematik nur durch Noten in 
einem anderen dieser Fächer ausgeglichen werden. […] An allen Gymnasien können unter 
,,ausreichend" liegende Noten in sonstigen Fächern auch durch die Noten der Wahlfächer 



Fremdsprache, Naturwissenschaften und Informatik sowie mit Genehmigung der Schulbehörde 
durch die Noten weiterer Wahlfächer ausgeglichen werden. 

3. Ein Ausgleich ist nicht möglich, wenn in vier Fächern oder in drei Fächern, sofern im letzteren 
Fall mehr als ein Fach zu der in Nummer 2 genannten Fächergruppe gehört, Noten unter 
,,ausreichend" vorliegen. 

[…] 
 

§ 68 
Versetzung aufgrund einer Nachprüfung 

(1) Wird eine Schülerin oder ein Schüler der Klassenstufen 6 bis 9 der Realschule plus oder des Gym-
nasiums oder der Klassenstufe 9 der Integrierten Gesamtschule nicht versetzt, so kann eine Nachprü-
fung in einem unter ,,ausreichend" liegenden Fach durchgeführt werden, wenn die Verbesserung be-
reits um eine Notenstufe in diesem Fach zur Versetzung führen würde. In besonderen Fällen (§ 71) 
kann unter den Voraussetzungen des Satzes 1 eine Nachprüfung in zwei Fächern durchgeführt werden. 
(2) Eine Nachprüfung findet nicht statt, wenn eine Schülerin oder ein Schüler der Klassenstufe 6 nicht 
versetzt wird und am Ende der Klassenstufen 5 und 6 die Empfehlung erhalten hat, den Bildungsgang 
zu wechseln ( § 54 Abs. 3 Satz 1 SchulG , § 20 Abs. 4 Satz 2). 
(3) Die Schülerin oder der Schüler ist versetzt, wenn aufgrund der Ergebnisse der Nachprüfung die 
Versetzungsanforderungen (§§ 65, 66, 67) erfüllt werden. Das Jahreszeugnis erhält den Vermerk: ,,Die 
Schülerin/Der Schüler wird aufgrund der Nachprüfung vom ... im Fach ... in die Klassenstufe ... ver-
setzt." Noten des Jahreszeugnisses werden durch die Nachprüfung nicht verändert. 

§ 69 
Zulassung zur Nachprüfung 

(1) Die Versetzungskonferenz (§ 64 Abs. 4) lässt die Schülerin oder den Schüler gemäß § 68 Abs. 1 zur 
Nachprüfung zu, wenn sie oder er in der nächsthöheren Klassenstufe voraussichtlich erfolgreich mitar-
beiten kann. Die Entscheidung wird den Eltern unverzüglich schriftlich mitgeteilt. Die Nichtzulassung ist 
zu begründen. 
(2) Wird die Schülerin oder der Schüler zur Nachprüfung zugelassen, unterrichten die Eltern die Schule 
innerhalb von drei Kalendertagen nach Zugang der Mitteilung, ob und in welchem Fach sich die Schüle-
rin oder der Schüler der Nachprüfung unterziehen soll. 
(3) § 44 Abs. 4 gilt entsprechend. 
(4) Die Fachlehrkraft, die die Schülerin oder den Schüler im letzten Schuljahr unterrichtet hat, berät die 
betroffene Schülerin oder den betroffenen Schüler und die Eltern. Sie gibt Hinweise auf den inhaltlichen 
Rahmen der Nachprüfung und unterbreitet Vorschläge für eine geeignete Vorbereitung. 
(5) Die Entscheidung der Schule über die Zulassung zur Nachprüfung ist vor Beginn der Sommerferien 
abzuschließen. 

§ 70 
Durchführung der Nachprüfung 

(1) Die Nachprüfung in Fächern, für die Klassenarbeiten vorgeschrieben sind, gliedert sich in eine 
schriftliche und, sofern dies zur Sicherung der Entscheidung erforderlich ist, in eine mündliche Prüfung. 
In Fächern, für die keine Klassenarbeiten vorgeschrieben sind, findet eine mündliche Prüfung statt; in 
Ausnahmefällen kann die mündliche Prüfung in geeigneten Fächern durch eine praktische Prüfung er-
setzt werden. 
(2) Gegenstand der Nachprüfung sind Lernziele und Lerninhalte des Faches aus dem letzten Schuljahr, 
insbesondere jene, in denen die Schülerin oder der Schüler Mängel gezeigt hat. Die schriftliche Prüfung 



entspricht in Umfang und Anforderungsgrad einer Klassenarbeit (§ 52). Die mündliche Prüfung dauert in 
der Regel 15 Minuten. Die Dauer der praktischen Prüfung richtet sich nach der gestellten Aufgabe. 
(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter bestimmt die Lehrkraft, die die Nachprüfung durchführt; in der 
Regel wird dies die Fachlehrkraft sein, die die Schülerin oder den Schüler im letzten Schuljahr unterrich-
tet hat. Die Fachlehrkraft bestimmt die Prüfungsaufgabe, bewertet die Prüfungsleistung und setzt, so-
fern mehrere Prüfungsleistungen erbracht wurden, eine Endnote fest. An der mündlichen und prakti-
schen Prüfung nimmt eine Lehrkraft als Protokollführerin oder Protokollführer teil (§ 87). 
(4) Die Nachprüfung findet spätestens am letzten Tag der Sommerferien statt. 
(5) Im Übrigen finden die Bestimmungen des Abschnitts 10 Anwendung. 

§ 71 
Versetzung in besonderen Fällen 

(1) Schülerinnen und Schüler können abweichend von den Bestimmungen der §§ 65, 66 und 67 in be-
sonderen Fällen, wie längere Krankheit, Wechsel der Schule während des Schuljahres, außergewöhnli-
chen Entwicklungsstörungen, besonders ungünstigen häuslichen Verhältnissen oder einseitiger Bega-
bung versetzt werden, wenn dies bei Würdigung ihrer Gesamtpersönlichkeit, ihrer besonderen Lage, 
ihres Leistungsstandes, einschließlich des Leistungsstandes im wahlfreien Unterricht, und ihres Ar-
beitswillens gerechtfertigt und eine erfolgreiche Mitarbeit in der nächsthöheren Klassenstufe zu erwar-
ten ist. 
(2) Ein besonderer Fall im Sinne des Absatzes 1 kann auch vorliegen, wenn Schülerinnen und Schüler 
in einer anderen als der deutschen Sprache aufgewachsen sind. Bei der Würdigung ihres Leistungs-
standes sind insbesondere auch die Leistungen im Unterricht in ihrer Mutter- oder Herkunftssprache zu 
berücksichtigen. Soweit die diesen Unterricht erteilende Lehrkraft nicht an der Versetzungskonferenz 
teilnimmt, ist ihr vor der Versetzungsentscheidung Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
(3) Schülerinnen und Schüler der Klassenstufe 8 der Realschule plus, die aufgrund einer unter 
,,ausreichend" liegenden Note im Wahlpflichtfach nicht zu versetzen wären, können versetzt werden, 
wenn ein Wechsel des Wahlpflichtfaches eine Besserung des Leistungsstandes erwarten lässt. 
(4) Die Berufsreife und der qualifizierte Sekundarabschluss I können bei einer Versetzung in besonde-
ren Fällen nicht erreicht werden. 
(5) Bei einer Versetzung in besonderen Fällen von Klassenstufe 9 nach Klassenstufe 10 wird die Be-
rufsreife erst mit erfolgreichem Abschluss der Realschule plus oder der Integrierten Gesamtschule 
(§ 75) sowie der Versetzung in Jahrgangsstufe 11 des Gymnasiums erreicht. 
(6) Bei einer Versetzung in besonderen Fällen von Klassenstufe 10 nach Jahrgangsstufe 11 des Gym-
nasiums wird der qualifizierte Sekundarabschluss I erst mit der Zulassung zur Jahrgangsstufe 12 des 
Gymnasiums erreicht. 

§ 72 
Nichtversetzung 

(1) Nicht versetzte Schülerinnen und Schüler wiederholen die zuletzt besuchte Klassenstufe. 
(2) Schülerinnen und Schüler, die zweimal in derselben Klassenstufe oder in zwei aufeinanderfolgenden 
Klassenstufen des Gymnasiums nicht versetzt wurden, müssen die Schule verlassen und können an 
keiner Schule der besuchten Schulart mehr aufgenommen werden. 
(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann auf Antrag der Eltern im Einvernehmen mit der Klassen-
konferenz gestatten, dass Schülerinnen und Schüler abweichend von Absatz 2 die von ihnen zuletzt 
besuchte Klassenstufe wiederholen oder ein zweites Mal wiederholen; § 71 Abs. 1 gilt entsprechend. 

[…] 



§ 77 
Mitteilungen an die Eltern 

(1) Ist die Versetzung einer Schülerin oder eines Schülers nach den Leistungen im ersten Schulhalbjahr 
gefährdet, ist ein entsprechender Vermerk in das Halbjahreszeugnis aufzunehmen. Dies gilt nicht für 
Halbjahreszeugnisse der Klassenstufen 8 und 9 der Realschule plus und der Klassenstufen 9 und 10 
des Gymnasiums; in diesen Fällen erhalten die Eltern eine gesonderte schriftliche Mitteilung. 
(2) Ist nach den Leistungen im ersten Schulhalbjahr der Klassenstufe 9 einer abschlussbezogenen 
Klasse im Bildungsgang zur Erlangung der Berufsreife einer Realschule plus sowie der Klassenstufe 10 
der Realschule plus der jeweilige Schulabschluss gefährdet, erhalten die Eltern eine gesonderte schrift-
liche Mitteilung. 
(3) Wird eine Gefährdung der Versetzung oder des erfolgreichen Besuchs erst während des zweiten 
Schulhalbjahres festgestellt, erhalten die Eltern bis spätestens zwei Monate vor dem letzten Unter-
richtstag des Schuljahres eine schriftliche Mitteilung. Die Schule bietet den Eltern und den Schülerinnen 
und Schülern ein Gespräch an, in dem Fördermöglichkeiten aufgezeigt werden. 
(4) Sofern hierfür Veranlassung besteht, sind die Eltern einer Schülerin oder eines Schülers darauf hin-
zuweisen, dass sie der Schule bis spätestens einen Monat vor dem letzten Unterrichtstag des Schuljah-
res schriftlich Anträge auf Berücksichtigung besonderer Umstände bei der Entscheidung über die Ver-
setzung (§ 71) und bei der Wiederholung einer Klasse (§ 72 Abs. 3) zugehen lassen können. 
(5) Wird in einem Pflicht- oder Wahlpflichtfach Epochenunterricht nur im ersten Schulhalbjahr erteilt, so 
sind die Eltern zu Beginn des Schuljahres darauf hinzuweisen, dass die Zeugnisnote des Halbjahres-
zeugnisses der Entscheidung über die Versetzung oder den erfolgreichen Besuch zugrunde gelegt wird 
(§ 61 Abs. 8). 
(6) Bei Volljährigkeit sind die Mitteilungen an die Schülerinnen und Schüler zu richten. 
(7) Sind nach den Absätzen 1 bis 6 erforderliche Mitteilungen, Vermerke oder Hinweise unterlassen 
worden, können hieraus Ansprüche nicht hergeleitet werden; § 71 Abs. 1 bleibt unberührt. 

 […] 

§ 80 
Gymnasiale Oberstufe 

(1) Für die gymnasiale Oberstufe gelten die §§ 57 bis 77, soweit nachstehend nichts anderes bestimmt 
ist. 
(2) Ist eine Schülerin oder ein Schüler wesentlich älter, als es dem Altersdurchschnitt der Jahrgangsstu-
fe entspricht, so kann die Aufnahme in die gymnasiale Oberstufe abgelehnt werden. 
(3) Für die Entscheidungen, für die nach dieser Verordnung die Klassenleiterin oder der Klassenleiter 
zuständig ist, ist in der gymnasialen Oberstufe die Leiterin oder der Leiter der Jahrgangsstufe oder des 
Stammkurses zuständig, für Entscheidungen der Klassenkonferenz die Kurslehrerkonferenz. An die 
Stelle der Klassenarbeit als schriftlicher Leistungsfeststellung tritt in der gymnasialen Oberstufe die 
Kursarbeit; der Klassenstufe entspricht in der gymnasialen Oberstufe die Jahrgangsstufe. 
(4) Die gymnasiale Oberstufe umfasst im neunjährigen Bildungsgang die Jahrgangsstufen 11, 12 und 
13 […] Sie gliedert sich in eine einjährige Einführungsphase und eine zweijährige Qualifikationsphase. 
Im neunjährigen Bildungsgang bilden die Halbjahre 11/1 und 11/2 […]. Im neunjährigen Bildungsgang 
gilt das Halbjahr 11/2 gleichzeitig als erstes Halbjahr der Qualifikationsphase. Die Qualifikationsphase 
umfasst im neunjährigen Bildungsgang die Halbjahre 11/2, 12/1, 12/2 und die Jahrgangsstufe 13 ein-
schließlich der Abiturprüfung,[…] 
(5) Am Ende der Halbjahre 11/1, 12/1 und 12/2 im neunjährigen Bildungsgang […] werden Halbjahres-
zeugnisse ausgestellt. Am Ende der Jahrgangsstufe 13 wird ein Jahreszeugnis ausgestellt. Im neunjäh-
rigen Bildungsgang wird am Ende der Jahrgangsstufe 11 über die Zulassung zum Eintritt in die Jahr-
gangsstufe 12, […] über die Zulassung zum Eintritt in die Jahrgangsstufe 11 entschieden. Ist die Zulas-



sung nach den Leistungen im neunjährigen Bildungsgang im Halbjahr 11/1 […] gefährdet, ist ein ent-
sprechender Vermerk in das Halbjahreszeugnis 11/1 […]  aufzunehmen. Alle Schülerinnen und Schüler 
der Jahrgangsstufe 11 im neunjährigen Bildungsgang […] erhalten ein Jahreszeugnis mit einem Ver-
merk über die Zulassung oder Nichtzulassung. Für zugelassene Schülerinnen und Schüler im neunjäh-
rigen Bildungsgang werden die Noten des Halbjahres 11/2 gesondert ausgewiesen. 
(6) Im neunjährigen Bildungsgang wird das Zeugnis der Jahrgangsstufe 13 im Monat Februar oder März 
ausgestellt. […]  
(7) Die Zeugnisse enthalten die Noten der Leistungen in den Leistungs- und Grundfächern sowie die 
entsprechenden Punktzahlen (§ 53 Abs. 3). Mitarbeit und Verhalten werden nicht gesondert bewertet. 
(8) Für die Zulassung zum Eintritt in die Jahrgangsstufe 12 im neunjährigen Bildungsgang […]gilt: 

1. Grundlage für die Entscheidung sind im neunjährigen Bildungsgang die in der Jahrgangsstufe 
11 erreichten Jahresnoten […] der Fächer, die innerhalb der Pflichtstundenzahl belegt wurden. 
Die Jahresnote im neunjährigen Bildungsgang setzt sich aus den Zeugnisnoten der Halbjahre 
11/1 und 11/2 […] im Verhältnis 1:2 zusammen. Die Jahresnote eines außerhalb der Pflicht-
stundenzahl belegten Grundfaches wird auf Antrag der Schülerin oder des Schülers anstelle 
der schlechteren Note eines innerhalb der Pflichtstundenzahl belegten Grundfaches der Zulas-
sungsentscheidung zugrunde gelegt, sofern die geänderte Fächerkombination zulässig ist. 

2. Zuzulassen ist, wer in keinem Fach eine Note unter ,,ausreichend" oder nur in einem Grundfach 
die Note ,,mangelhaft" hat. 

3. Außerdem ist zuzulassen, wer in einem Leistungsfach oder in einem Leistungs- und einem 
Grundfach oder in zwei Grundfächern die Note ,,mangelhaft" hat und diese durch Noten in an-
deren Fächern ausgleichen kann. Die Note ,,mangelhaft" kann durch die Note ,,sehr gut" oder 
,,gut" oder durch zwei Noten ,,befriedigend" ausgeglichen werden. Die Note ,,mangelhaft" in ei-
nem Leistungsfach kann nur durch Noten in anderen Leistungsfächern ausgeglichen werden. 

4. Nicht zugelassen wird, wer in einem Fach die Note ,,ungenügend" oder in zwei Leistungsfä-
chern die Note ,,mangelhaft" oder in mehr als zwei Fächern die Note ,,mangelhaft" hat. 

5. Nicht zugelassen wird auch, wer im neunjährigen Bildungsgang im Halbjahr 11/2 in einem 
Fach, das innerhalb der Pflichtstundenzahl belegt wurde, die Note ,,ungenügend" hat. 

(9) Zeigt sich in der Qualifikationsphase die Gefahr, dass die bisher erzielten Leistungen nicht die Vor-
aussetzungen für die Abiturprüfung erfüllen, werden die Eltern oder im Falle der Volljährigkeit die voll-
jährigen Schülerinnen und Schüler benachrichtigt. Bei Volljährigkeit der Schülerinnen und Schüler sollen 
auch die Eltern unterrichtet werden ( § 4 Abs. 3 Nr. 2 SchulG ). 
(10) Ein freiwilliges Zurücktreten um ein Jahr ist im neunjährigen Bildungsgang einmal am Ende der 
Halbjahre 11/2, 12/1, 12/2 oder vor Beginn der schriftlichen Abiturprüfung in der Jahrgangsstufe 13 […], 
sofern die Jahrgangsstufe 11 im neunjährigen Bildungsgang […] nicht wiederholt worden ist. Das Zu-
rücktreten ist der Schule schriftlich mitzuteilen. Es wird im Zeugnis vermerkt. Bei der Wiederholung kön-
nen nur die Ergebnisse des zweiten Durchgangs für die Zulassungsentscheidung herangezogen und in 
die Gesamtqualifikation eingebracht werden. Die Schülerinnen und Schüler müssen die Belegung ihrer 
Fächer nach dem Unterrichtsangebot der Schule richten. 
(11) Für Schülerinnen und Schüler des Gymnasiums, die gemäß § 41 die Klassen- oder Jahrgangsstufe 
10 oder im neunjährigen Bildungsgang des Gymnasiums das zweite Halbjahr der Klassenstufe 10 und 
das Halbjahr 11/1 übersprungen und die Zulassung zur Jahrgangstufe 12 erreicht haben, wird auf dem 
Abgangszeugnis der qualifizierte Sekundarabschluss I bescheinigt. Wurden das zweite Halbjahr der 
Klassenstufe 10 und das Halbjahr 11/1 übersprungen, ist die Nachholfrist angemessen zu verkürzen, 
sodass die Notengebung für das Halbjahr 11/2 sichergestellt ist; für die Zulassung zum Eintritt in die 
Jahrgangsstufe 12 sind nur die Noten des Halbjahres 11/2 zu berücksichtigen. 
(12) Die Schule muss verlassen werden, wenn 

1. im neunjährigen Bildungsgang am Ende der Jahrgangsstufe 11 nicht zum Eintritt in die Jahr-
gangsstufe 12 […] zugelassen wird, nachdem zum zweiten Mal die Jahrgangsstufe 11 im neun-



jährigen […] besucht wurde oder in beiden Fällen schon zuvor die Klassenstufe, die vor Über-
tritt in die gymnasiale Oberstufe besucht wurde, wiederholt wurde; 

2. die in der Abiturprüfungsordnung geregelten Voraussetzungen für den Eintritt in die Jahrgangs-
stufe 13 im neunjährigen Bildungsgang […] nicht erfüllt sind und die Oberstufe schon drei Jahre 
lang besucht wurde; 

3. die Qualifikation im Grundfachbereich nicht erreicht und die Oberstufe im vierten Jahr besucht 
wird. 

In Ausnahmefällen, insbesondere bei längerer Unterrichtsversäumnis infolge von der Schülerin oder 
dem Schüler nicht zu vertretender Umstände, kann die Dauer des Besuchs der Oberstufe durch die 
Schulbehörde verlängert werden. 

[…] 

§ 84 
Versäumnis 

(1) Sind Schülerinnen oder Schüler durch Krankheit oder sonstige von ihnen nicht zu vertretende Um-
stände an der Ablegung der Prüfung oder eines Prüfungsteils verhindert, so haben sie dies in geeigne-
ter Weise unverzüglich nachzuweisen. Bei Erkrankung ist ein ärztliches Zeugnis vorzulegen. Das Vor-
sitzende Mitglied des Prüfungsausschusses kann die Vorlage eines schulärztlichen Zeugnisses verlan-
gen. Es entscheidet, ob eine von der Schülerin oder dem Schüler nicht zu vertretende Verhinderung 
gegeben ist. Liegt eine solche Verhinderung vor, bestimmt das Vorsitzende Mitglied einen neuen Prü-
fungstermin. Bereits erbrachte Prüfungsleistungen werden angerechnet. 
(2) Eine Prüfung gilt als nicht bestanden, wenn sie aufgrund von Umständen versäumt wird, die die 
Schülerin oder der Schüler zu vertreten hat. Durch zu vertretende Umstände versäumte Prüfungsteile 
gelten als mit ,,ungenügend" bewertet. 
(3) Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend für verweigerte Prüfungsleistungen. 

[…] 

§ 85 
Täuschungshandlungen und ordnungswidriges Verhalten 

(1) Wer unerlaubte Hilfsmittel benutzt oder sonst zu täuschen versucht oder Beihilfe dazu leistet oder zu 
leisten versucht, kann von der oder dem Aufsichtführenden verwarnt oder vom Prüfungsausschuss 
gemäß Absatz 3 zur Wiederholung der Prüfungsleistung verpflichtet oder in schweren Fällen von der 
weiteren Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen werden. 
(2) Wer während der Prüfung erheblich gegen die Ordnung verstößt, kann von der oder dem Aufsicht-
führenden verwarnt oder in schweren Fällen vom Prüfungsausschuss gemäß Absatz 3 von der weiteren 
Teilnahme an der Prüfung ausgeschlossen werden. 
(3) Die Entscheidung über die Wiederholung der Prüfungsleistung oder den Ausschluss von der weite-
ren Teilnahme an der Prüfung trifft der Prüfungsausschuss nach Anhören der Schülerin oder des Schü-
lers und - im Falle der Minderjährigkeit - der Eltern sowie der oder des Aufsichtführenden. Bis zu der 
Entscheidung setzt die Schülerin oder der Schüler die Prüfung fort, es sei denn, dass nach der Ent-
scheidung des Vorsitzenden Mitglieds des Prüfungsausschusses zur ordnungsgemäßen Weiterführung 
der Prüfung ein vorläufiger Ausschluss der Schülerin oder des Schülers unerlässlich ist. 
(4) Bei einem Ausschluss von der weiteren Teilnahme an der Prüfung gilt die Prüfung als nicht bestan-
den. 
(5) Der Inhalt der Regelung in den Absätzen 1 bis 4 ist den Schülerinnen und Schülern vor Beginn der 
Prüfung in geeigneter Form bekannt zu geben. 
(6) Die Entscheidung nach Absatz 3 ist der Schülerin oder dem Schüler und - im Falle der Minderjährig-
keit - den Eltern schriftlich mitzuteilen und muss, wenn auf Wiederholung einer Prüfungsleistung oder 



den Ausschluss von der weiteren Teilnahme an der Prüfung entschieden worden ist, eine Begründung 
enthalten. 

[…] 
 

§ 95 
Verstöße gegen die Ordnung in der Schule 

(1) Bei Verstößen gegen die Ordnung in der Schule können Ordnungsmaßnahmen ausgesprochen 
werden. 
(2) Verstöße gegen die Ordnung in der Schule liegen insbesondere vor bei Störungen des Unterrichts 
oder sonstiger Schulveranstaltungen, bei Verletzungen der Teilnahmepflicht, bei Handlungen, die das 
Zusammenleben in der Schule oder die Sicherheit der Schule oder der am Schulleben Beteiligten ge-
fährden, sowie bei Verletzung der Hausordnung. 

§ 96 
Anwendung von Ordnungsmaßnahmen 

(1) Ordnungsmaßnahmen können nur ausgesprochen werden, wenn andere erzieherische Einwirkun-
gen nicht ausreichen. Als erzieherische Einwirkungen kommen insbesondere in Betracht: Gespräch, 
Ermahnung, Verpflichtung zur Wiedergutmachung angerichteten Schadens, Verpflichtung zur Über-
nahme von Arbeiten für die Schul- oder Klassengemeinschaft, Nacharbeiten von Versäumtem, zeitwei-
se Wegnahme von Gegenständen, Entschuldigung für zugefügtes Unrecht und Überweisung in eine 
andere Klasse oder in einen anderen Kurs derselben Klassen- oder Jahrgangsstufe der Schule. 
(2) Ordnungsmaßnahmen müssen von erzieherischen Gesichtspunkten bestimmt sein und in angemes-
senem Verhältnis zur Schwere des Ordnungsverstoßes stehen. 
(3) Ordnungsmaßnahmen für ganze Gruppen sind nur zulässig, wenn jede einzelne Schülerin und jeder 
einzelne Schüler der Gruppe sich ordnungswidrig verhalten hat. 
(4) In besonderen Fällen unterrichtet die Schule das Jugendamt. Die Eltern minderjähriger Schülerinnen 
und Schüler sind vorher zu hören. 

§ 97 
Maßnahmenkatalog 

(1) Es können folgende Ordnungsmaßnahmen gemäß § 53 Abs. 2 Nr. 7 SchulG getroffen werden: 
1. Untersagung der Teilnahme am Unterricht der laufenden Unterrichtsstunde durch die unterrich-

tende Lehrkraft, 
2. schriftlicher Verweis durch die Schulleiterin oder den Schulleiter, 
3. Untersagung der Teilnahme am Unterricht des laufenden Unterrichtstages oder an sonstigen 

bis zu einwöchigen Schulveranstaltungen durch die Schulleiterin oder den Schulleiter, 
4. Untersagung der Teilnahme am Unterricht bis zu drei vollen Unterrichtstagen oder an über ein-

wöchigen sonstigen Schulveranstaltungen durch die Klassenkonferenz oder Kurslehrerkonfe-
renz, 

5. Untersagung der Teilnahme am Unterricht für vier bis sechs Unterrichtstage durch die Klassen-
konferenz oder Kurslehrerkonferenz im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schullei-
ter, 

6. Androhung des Ausschlusses gemäß Absatz 2 durch die Klassenkonferenz oder Kurslehrer-
konferenz im Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter. Der Schulausschuss ist 
vorher zu hören. Die Androhung wird in der Regel befristet. 

(2) Es können folgende Ordnungsmaßnahmen gemäß § 55 SchulG getroffen werden: 
1. der Ausschluss von der bisher besuchten Schule auf Zeit oder auf Dauer, 



2. der Ausschluss von allen Schulen einer Schulart, 
3. der Ausschluss von allen Schulen des Landes. 

[…] 

§ 102 
Hausordnung 

(1) Die Hausordnung soll insbesondere Regelungen für das Verhalten bei Gefahr und Unfällen, in Pau-
sen und Freistunden, vor Beginn und nach Beendigung des Unterrichts sowie für das Verlassen des 
Schulgeländes und die Benutzung der Einrichtungen der Schule enthalten. 
(2) Die Hausordnung der Schule ist im Einvernehmen mit dem Schulausschuss sowie im Benehmen mit 
dem Schulträger, der Gesamtkonferenz, dem Schulelternbeirat und der Versammlung der Klassenspre-
cherinnen und Klassensprecher zu erlassen. Wird ein Einvernehmen nicht erzielt, entscheidet die 
Schulbehörde. 

[…] 
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